Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


—— Nr. 33. 


(Nr. 5427.) Geſetz, betreffend die Errichtung gewerblicher Anlagen. Vom 1. Juli 1861. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haufer des Landtages, für den ganzen Um⸗ i 
fang der Monarchie, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 8 


H. IR 


Zu den gewerblichen Anlagen, welche einer beſonderen polizeilichen Ge⸗ 
nehmigung bedürfen ($. 26. zu 1. der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 
17. Januar 1845.), ſollen fuͤr jetzt gerechnet werden: a 


J. Schießpulverfabriken, Anlagen zur Feuerwerkerei und zur Bereitung von 
Zuͤndſtoffen aller Art, Gasbereitungs- und Gasbewahrungs⸗Anſtalten, 
Anlagen zur Bereitung von Braunkohlentheer, Steinkohlentheer und 
Kogk, ſofern fie außerhalb der Gewinnungsorte des Materials errichtet 
werden, Porzellan-, Fayence- und Thongeſchirr⸗Manufakturen, Glas⸗ 
und Rußhuͤtten, Kalk⸗, Ziegel- und Gnpsofen, Anlagen zur Gewinnung 
1 roher Metalle und Roͤſtoͤfen, Metallgießereien, ſofern ſie nicht bloße Tie⸗ 
i gelgießereien find, Hammerwerke, chemiſche Fabriken aller Art, Schnell⸗ 
bleichen, Firnißſiedereien, Staͤrkefabriken, mit Ausnahme der Fabriken 
8 von Kartoffelſtärke, Wachstuch⸗, Darmſaiten⸗, Dachpappen⸗ und Dach⸗ 
8 filzfabriken, Leim⸗, Thran- und Seifenſiedereien, Knochen-Brennereien, 
- Kochereien und Bleichen, Talgſchmelzen, Schlachthaͤuſer, Gerbereien, 
Abdeckereien, Poudretten- und Duͤngpulver⸗Fabriken, imgleichen durch 

Waſſer bewegte Triebwerke Mühlen u. ſ. w.) jeder Art (H. 11.). 


II. Dampfkeſſel, fie mögen zum Maſchinenbetriebe beſtimmt fein oder nicht 
(F. 12.). ö 
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Bei allen dieſen Anlagen macht es keinen Unterſchied, ob ſie nur auf 
den 11 Bedarf des Unternehmers oder auch auf Abſatz an Andere berech⸗ 
net ſind. 


H. 2. 


Zur Errichtung neuer Anlagen dieſer Art (H. 1.) iſt die Genehmigung 
der Regierung erforderlich. Das Geſuch, welchem die zur Erlaͤuterung erfor⸗ 
derlichen Zeichnungen und Beſchreibungen beigefuͤgt werden muͤſſen, iſt bei dem 
Landrath, wenn die Anlage innerhalb eines Stadtbezirks errichtet werden ſoll, 
bei der Polizeibehoͤrde deſſelben anzubringen. 


H. 3. 


Dieſe Behörden haben, bei den im F. 1. unter I. genannten Anlagen, 
ſofern ſich gegen die Vollſtaͤndigkeit der Vorlagen nichts zu erinnern findet, 
das Unternehmen mittelſt einmaliger Einruͤckung in das Amtsblatt, in das 
Kreisblatt, wo ein ſolches beſteht, und außerdem in der fuͤr polizeiliche Ver⸗ 
ordnungen am Orte vorgeſchriebenen Art, zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, 
mit der Aufforderung, etwanige Einwendungen gegen die neue Anlage binnen 
vierzehn Tagen bei der Orts⸗Polizeibehoͤrde anzubringen. Die Friſt nimmt 
ihren Anfang mit Ablauf des Tages, an welchem das die Bekanntmachung 
enthaltende Amtsblatt ausgegeben worden, und iſt fuͤr alle Einwendungen, 
welche nicht privatrechtlicher Natur find, praͤkluſtviſch. 


H. 4. 


Werden keine Einwendungen angebracht, ſo hat die Regierung, ſobald 
die Anzeige der Orts⸗Polizeibehoͤrde eingegangen iſt, auf Grund der eingereich⸗ 
ten Verhandlungen zu prüfen, ob die Anlage den beſtehenden bau, feuer⸗ und 
geſundheitspolizeilichen Vorſchriften entſpricht, und ob dieſelbe erhebliche Gefah⸗ 
ren, Nachtheile oder Belaͤſtigungen fuͤr das Publikum herbeifuͤhren koͤnne, und 
danach die Genehmigung zu verſagen, oder, unter Feſtſetzung der ſich als nd: 
thig ergebenden Bedingungen, zu ertheilen. Der Beſcheid iſt ſchriftlich auszu⸗ 
fertigen und muß die feſtgeſetzten Bedingungen enthalten. 


H. 5. 


Einwendungen privatrechtlicher Natur ſind zur richterlichen Entſcheidung 
zu verweiſen, ohne daß von der Erledigung derſelben die polizeiliche Genehmi⸗ 
gung der Anlage abhaͤngig gemacht wird. : 

Andere Einwendungen dagegen hat die Orts⸗Polizeibehoͤrde unter Zuzie⸗ 

i hung 


a 


hung der Parteien vollſtaͤndig zu erörtern. Demnaͤchſt find die geſchloſſenen 
Verhandlungen mit beigefuͤgtem Gutachten an die Regierung einzureichen. 


H. 6. 


Die Regierung hat hierauf das Geſuch nach Anleitung des $. 4. und 
mit Ruͤckſicht auf die Erheblichkeit der auf angebliche Nachtheile, Gefahren und 
Belaͤſtigungen ($. 26. 1. der Allgemeinen Gewerbe-Drdnung) gegründeten Ein⸗ 
wendungen zu pruͤfen und nach dem Befunde die Genehmigung entweder zu 
verſagen, oder unbedingt zu ertheilen, oder endlich bei Ertheilung derſelben die— 
jenigen Vorkehrungen und Einrichtungen vorzuſchreiben, welche zur Abhuͤlfe 
geeignet ſind. 


H. 75 


Der von der Regierung abgefaßte Beſcheid iſt ſowohl dem Unternehmer 


als dem Widerſprechenden durch die Orts-Polizeibehoͤrde zu eroͤffnen. Gegen 
den Beſcheid ſteht der Rekurs an die Reſſortminiſterien offen. Derſelbe muß 
binnen einer praͤkluſtviſchen Friſt von vierzehn Tagen, vom Tage der Eröffnung 
des Beſcheides an gerechnet, bei der Polizeibehörde, durch welche die Publika⸗ 
tion erfolgt iſt, angemeldet und gerechtfertigt werden. Die Rechtfertigungsſchrift 
iſt der Gegenpartei zur Beantwortung binnen vierzehntaͤgiger, vom Tage der 
Behaͤndigung laufender Friſt mitzutheilen. Nach fruchtloſem Ablauf der einen 
oder anderen Friſt ſind die Verhandlungen ohne Weiteres zur Rekursentſchei⸗ 
dung einzureichen. Durch die Anmeldung des Rekurſes von Seiten desjenigen, 
welcher der Anlage widerſprochen hat, wird die von der Regierung ertheilte 
Genehmigung bis zur Entſcheidung der Miniſterien ſuspendirt. 


F. 8. 


An die Stelle der Polizeibehoͤrde des Orts ($$. 2. 3. 4. 5. 7.) tritt 
der Landrath, wenn der Unternehmer ſelbſt die Polizei-Obrigkeit iſt, oder die 
Ortspolizei zu verwalten hat. ö 


H. 9. 


Die baaren Auslagen, welche durch die Bekanntmachung und das wei⸗ 
tere Verfahren entſtehen, fallen dem Unternehmer, diejenigen Koſten aber, welche 
durch unbegruͤndete Einwendungen erwachſen, dem Widerſprechenden zur Laſt. 

Die Regierungen und Miniſterien haben in den Beſcheiden uͤber die Zu⸗ 
laͤſſigkeit der neuen Anlage zugleich die Vertheilung der Koſten feſtzuſetzen. 
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Nähere Beſtimmungen uͤber das formelle Verfahren ſind durch beſon⸗ 
dere Inſtruktion zu treffen, deren Erlaß dein Handelsminiſter vorbehalten bleibt. 


H. 10. 


Die polizeiliche Genehmigung zu einer der im H. 1. bezeichneten Anlagen 
bleibt ſo lange in Kraft, als keine Aenderung in der Lage oder Beſchaffenheit 
der Betriebsſtaͤtte vorgenommen wird, und bedarf unter dieſer Vorausſetzung 
auch dann, wenn die Anlage auf einen neuen Erwerber übergeht, einer Er⸗ 
neuerung nicht. Sobald aber eine Veränderung der Betriebsſtätte vorgenom⸗ 
men wird, iſt dazu die Genehmigung der Regierung nach Maaßgabe der $$. 2. ff., 
beziehungsweiſe des H. 12. nothwendig. Die Regierung kann jedoch auf An⸗ 
trag des Unternehmers von der Bekanntmachung (F. 3.) Abftand nehmen, wenn 
fie die Ueberzeugung gewinnt, daß die beabſichtigte Veränderung für die Be⸗ 
ſitzer oder Bewohner benachbarter Grundſtuͤcke oder das Publikum uͤberhaupt 
neue oder groͤßere Nachtheile, Gefahren oder Belaͤſtigungen, als mit der vor⸗ 
handenen Anlage verbunden find, nicht herbeiführen werde. 


Dieſe Beſtimmungen finden auch auf gewerbliche Anlagen (H. 1.) Ans 
n welche bereits vor Erlaß der Allgemeinen Gewerbe⸗Ordnung beſtan⸗ 
den haben. \ 


Nett, 


Bei den durch Waſſer bewegten Triebwerken (Mühlen u. ſ. w.) jeder 
Art find außer den Beſtimmungen der HH. 1. bis 10. die dafuͤr beſtehenden 
beſonderen Vorſchriften anzuwenden. 


H. 12. 


Bei der Anlage von Dampfkeſſeln (§. 1. Nr. II.) findet das in den 

H. 3. bis 9. vorgeſchriebene Verfahren nicht ſtatt. Die Regierung hat die 
Zuläſſigkeit der Anlage nach den beſtehenden bau-, feuer- und geſundheits⸗poli⸗ 
zeilichen Vorſchriften, ſowie nach denjenigen allgemeinen polizeilichen Beſtim⸗ 
mungen zu pruͤfen, welche von dem Handelsminiſter uͤber die Anlage von 
Dampfkeſſeln erlaſſen werden. Sie hat nach dem Befunde die Genehmigung 
entweder zu verſagen, oder unbedingt zu ertheilen, oder endlich bei Ertheilung 
derſelben die erforderlichen Vorkehrungen und Einrichtungen vorzuſchreiben. 


Bevor der Keſſel in Betrieb genommen wird, iſt zu unterſuchen, ob die 
Ausfuͤhrung den Beſtimmungen der ertheilten Genehmigung entſpricht. Wer 
vor dem Empfange der hierüber auszufertigenden Beſt einigung den Betrieb 
beginnt, hat die im H. 177. der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung angedrohte 
Strafe verwirkt. 

Die 


e 


Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch fuͤr Dampfkeſſel, welche zu 
anderen als gewerblichen Zwecken dienen. 


H. 13. 


Die Regierungen ſind ermaͤchtigt, uͤber die Entfernung, welche bei Er⸗ 
richtung von durch Wind bewegten Triebwerken von benachbarten fremden 
Grundſtuͤcken und von oͤffentlichen Wegen inne zu halten iſt, durch Polizeiver— 
ordnungen Beſtimmung zu treffen. Auf dieſe Verordnungen finden die Vor: 
ſchriften des Geſetzes vom 11. März 1850. (Geſetz-Sammlung S. 265.) 
Anwendung. ö 


H. 14. 


Die $$. 27. bis 38. der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Ja⸗ 
nuar 4845., die Kabinetsorder, betreffend die Anlage und den Gebrauch von 
Dampfmaſchinen vom 1. Januar 1831. (Geſetz⸗Sammlung S. 243.) und die 
Kabinetsorder vom 27. September 1837., betreffend die Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften der Kabinetsorder vom 1. Januar 1831. auf die Anlage und den 
Gebrauch von Dampfkeſſeln zu anderen Zwecken als zum Maſchinenbetriebe 
(Geſetz⸗Sammlung S. 146.), werden aufgehoben. Wo in den Geſetzen bis⸗ 
her auf eine der vorſtehend bezeichneten geſetzlichen Vorſchriften hingewieſen iſt, 
finden fortan die Beſtimmungen dieſes Geſetzes Anwendung. 


H. 15. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten iſt mit der 
Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 1. Juli 1861. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Auerswald. v. d. Heydt. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Pückler⸗ 
v. Bethmann-Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 
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(Nr. 5428.) Geſetz, betreffend die Entrichtung des Stempels von Uebertragsvertraͤgen 
8 zwiſchen Aszendenten und Deszendenten. Vom 22. Juli 1861. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
fuͤr den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 


H. 1. 


Laͤſtige Vertraͤge, durch welche Immobilien allein oder im Zuſammen⸗ 
hange mit anderem Vermoͤgen von Aszendenten auf Deszendenten uͤbertragen 
werden, unterliegen dem geſetzlichen Kaufſtempel. Es kommen jedoch fuͤr die 
Feſtſetzung des ſtempelpflichtigen Erwerbspreiſes folgende von dem Erwerber 
uͤbernommene Verpflichtungen und Gegenleiſtungen nicht in Anrechnung: 


1) die von dem Erwerber uͤbernommenen Schulden des Uebertragenden, ſo⸗ 
wie die auf den uͤbertragenen Vermoͤgensſtuͤcken haftenden beſtaͤndigen 
Laſten und Abgaben; i 


2) der zu Gunſten des Uebertragenden und deſſen Ehegatten in dem Ver⸗ 
trage feſtgeſetzte Altentheil, die denſelben vorbehaltenen Nutzungen, Leib⸗ 
renten und ſonſtigen lebenslaͤnglichen Geld- oder Natural-Praͤſtationen, 
ſowie die denſelben zugeſicherten Alimente; 


3) die Abfindungen, Alimente und Erziehungsgelder, welche der Erwerber 
nach Inhalt des Vertrages an andere Deszendenten des Uebertragenden 
zu entrichten hat; endlich 


4) derjenige Theil des Erwerbspreiſes, welcher dem Uebernehmer als ſein 
kuͤnftiges Erbtheil angewieſen wird. 


2 


Wenn die von dem Erwerber uͤbernommenen Gegenleiſtungen lediglich 
in den im H. 1. unter Nr. 1 — 4. einſchließlich aufgeführten Verpflichtungen 
beſtehen, ſo iſt der Vertrag einer Schenkung unter Lebenden gleich zu achten 
und bleibt daher vom Kaufſtempel frei. 


$. 3. 


Wenn in einem ſolchen Vertrage dem Uebernehmer Abfindungen, Ali: 
mente oder Erziehungsgelder fuͤr andere Deszendenten des Uebertragenden auf⸗ 
erlegt find (F. 1. Nr. 3.) und der Kapitalwerth dieſer Zuwendungen zuſam⸗ 
mengenommen wenigſtens funfzig Thaler beträgt, fo ift zu dem Vertrage, ab- 
geſehen von dem nach H. 1. etwa erforderlichen Kaufſtempel, ein Rezeßſtempel 
von funfzehn Silbergroſchen reſp. zwei Thalern zu verwenden. 

i . 4. 


* FF KU 


5 
F. 4. 


Die Beſtimmung sub b. der Allerhoͤchſten Kabinetsorder vom 14. April 
1832. (Geſetz Sammlung 1832. S. 137.) wird hierdurch aufgehoben. 


Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1862. in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 22. Juli 1861. 


(L. S) Wilhelm. 


tft zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
Schleinitz. v. Patow. r. v. Püdler v. Bethmann⸗Hollweg. 
Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 


(Nr. 5429.) Statut der Wieſengenoſſenſchaft zu Namborn im Kreiſe St. Wendel. Vom 
2. Auguſt 1861. 8 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ze. 


verordnen, auf Grund der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 
(Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1843. S. 51.) und des Geſetzes vom 11. Mai 
1853. Artikel 2. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1853. S. 182.), nach Anhoͤ⸗ 
rung der Betheiligten, was folgt: 


H. 1. * 


Die Eigenthuͤmer der in dem Kataſterauszuge des Buͤrgermeiſters Koſter 


vom e aufgefuͤhrten Grundſtuͤcke auf den Baͤnnen der Gemeinden 


Namborn und Hofeld werden Behufs Verbeſſerung dieſer Grundſtuͤcke durch 
Berieſelung und Entwaͤſſerung zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, welche den 
Namen „Wieſengenoſſenſchaft zu Namborn“ fuͤhrt, und bei ihrem jedesmaligen 
Vorſteher ihren Wohnſitz hat. 23 


* 


Die Haupt⸗Be⸗ und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤtzen, 
die Bachregulirungen, uͤberhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Ver⸗ 
bandswieſen erforderlichen Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des 
Kr. 54285420.) 5 5 Ver 


I NR en le 


— 


Verbandes gemacht und unterhalten, nach einem Plane, welcher durch den be⸗ 
ſtellten Wieſenbaumeiſter anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung 
feſtzuſtellen iſt. 


Die Beſaamung, der Umbau und die Tonflige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung ze. bleibt den Eigenthuͤmern uͤber⸗ 
laſſen, jedoch ſind dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor⸗ 
ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch koͤnnen ſie die 
Ausführung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes 
für ihre Rechnung übertragen. 


H. 3. 


Die Beitraͤge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 
lagen werden von den Genoſſen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flaͤchen 
aufgebracht, fo wie dieſelben in Spalte 7. des im H. 1. erwähnten Kataſter⸗ 
Auszuges vom 9. Januar 1860. und in Spalte 6. des Nachtrags dazu vom 
5. Juni 1861. angegeben ſind. : 


Der Buͤrgermeiſter ſetzt die Hebeliften auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laͤßt die Beitraͤge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. 


Die Anlagen werden, unter Leitung eines Wieſenbaumeiſters, in der Re⸗ 
gel durch Naturalleiſtungen der Eigenthuͤmer ausgefuͤhrt; wo es indeß zweck⸗ 
maͤßig erſcheint, kann der Vorſtand die Arbeiten auch durch Tageloͤhner aus⸗ 
fuͤhren laſſen oder an den Mindeſtfordernden verdingen. Bei Naturalleiſtungen 
iſt der Wieſenvorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehoͤrig ausge⸗ 
führten Arbeiten nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Sau: 
migen machen und die Koſten von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. 
Eben dazu iſt der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Ge⸗ 
noſſen für ihre Grundſtuͤcke obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht 
unterbleiben duͤrfen. : 


. 


Die Anlegung der nöthigen Graben, Wehre ꝛc. muß jeder Wieſen⸗ 
1 ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden 
ergeben. i 
Soweit ihm der Werth nicht durch das an den Dammdoſſirungen und 
Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufaͤllige Vortheile erſetzt werden 
ſollte, iſt Entſchaͤdigung zu gewaͤhren. Streitigkeiten hieruͤber werden, mit Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden Cefr. H. 9.). 5 


Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Miefen- 
Na BRUDER erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 


. 3. 


H. 5. 


„Di Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 
Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. 
Als Erſatz fuͤr baare Auslagen und Verſaͤumniß erhaͤlt jedoch der Wie⸗ 
ſenvorſteher jaͤhrlich einen von der Generalverſammlung der Genoſſen feſtzu⸗ 
ſetzenden Geldbetrag. 


H. 6. 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus 
ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wie⸗ 
ſenſchoͤffen. f i 5 
Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als zwei 
Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, 
drei Stimmen, und ſo fort fuͤr jede zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und fuͤhrt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjaͤhrige und moraliſche Perſonen koͤnnen durch ihre geſetzlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. 

Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im 
Verbande beſitzt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechts⸗ 
kraͤftiges Erkenntniß verloren hat. 8 f f 
ITnm Uebrigen find bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeindewahlen 
zu beobachten. ö ; 

Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter befchei- 
nigte Wahlprotokoll. N 


H. 7. 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver— 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. 


Er hat insbeſondere: 5 a 


a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Huͤlfe des vom Vorſtande erwaͤhlten Wieſenbau⸗ 
meiſters zu veranlaſſen und dieſelbe zu beauffichtigen; . 

b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 

die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 

c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſtſtel⸗ 
lung und Abnahme vorzulegen; 5 

d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 

Jahrgang 1861. (Nr. 5429.) 100 und 
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und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den Wie: 
ſenſchoͤffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel fuͤr den Wieſenverband zu fuͤhren und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen. Zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig; 

f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Ver⸗ 
letzung dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis 
zur Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 


In Behinderungsfällen läßt fich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchoͤffen vertreten. 


H. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kuͤndigung an, deſſen Lohn die General⸗ 
verſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein⸗ fuͤr allemal be⸗ 
Maß Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Land⸗ 
rathes. 

Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu waͤſſern und muß ſo waͤſſern, 
daß alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein 
Eigenthuͤmer darf die Schleuſen öffnen oder zuſetzen, oder uͤberhaupt die Be⸗ 
waͤſſerungsanlage eigenmaͤchtig verändern, bei Vermeidung einer Konventional⸗ 
ſtrafe von zwei Thalern für jeden Kontraventionsfall. 

Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anweiſun⸗ 

en des Wieſenvorſtehers pünktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit 
erweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 
g Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes 
durch die Regierung ($. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Ge⸗ 
noſſen betreffenden Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 
Eh weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt die 

oſten. 5 
Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei N 
ie 


0 2 


Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der General— 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. 


Waͤhlbar iſt Jeder, der in der Gemeinde feines Wohnorts zu den 
Öffentlichen Gemeindeaͤmtern waͤhlbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe be, 


ſitzt und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 

Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. f 

Daſſelbe kann der Landrath thun, wenn ſonſtige Einwendungen gegen 
die Perſon des Buͤrgermeiſters von den Betheiligten erhoben werden, welche 
deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen des Landrathes beeintraͤchtigen. 


$. 1 0. 


Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung 
und der Hütung auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen 
bd treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 

edrohen. 


$. 11. 
Der Wieſenverband iſt der Oberaufficht des Staates unterworfen. 
Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung in 
Trier als Landespolizeibehoͤrde und von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaft⸗ 


lichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, 
welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. a 


$. 12. 


Alle in dieſem Statute erwaͤhnten Beitraͤge, Strafen und Koſten werden 
durch Exekution im Verwaltungs wege beigetrieben. 


$. 13. 


Dieſes Statut kann nur mit landesherrlicher Genehmigung abgeaͤndert 
werden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. i 5 


Gegeben Baden⸗Baden, den 2. Auguſt 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Puͤckler. v. Bernuth. 


Gr. 54295480) 100* Fr. 5430.) 


(Nr. 5430.) Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend die Anlage einer Zweigbahn 
N dom Bahnhofe Letmathe der Ruhr⸗Sieg-Eiſenbahn nach Iſerlohn durch 
die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 5. Auguſt 1861. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem die unterm 12. Juli 1844. (Geſetz⸗ Sammlung fuͤr 1844. 
S. 315.) landesherrlich beftätigte Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft in 
ihrer Generalverſammlung vom 28. Juni 1861. den Bau und Betrieb einer 
Sage vom Bahnhofe Letmathe der Ruhr-Sieg⸗Eiſenbahn nach Iſerlohn 
beſchloſſen hat, wollen Wir der gedachten Geſellſchaft zum Bau und Betriebe 
der vorbezeichneten Eiſenbahn hierdurch Unſere landesherrliche Konzeſſion mit 
der Maaßgabe ertheilen, daß die allgemein feſtgeſtellten Bedingungen in Betreff 
der Benutzung der Eiſenbahnen für militairiſche Zwecke (Geſetz Sammlung für 
1843. S. 373.) auf die vorgedachte neue Bahn Anwendung finden ſollen. 
Auch wollen Wir den anliegenden, auf Grund der in der Generalverſammlung 
5 vom 28. Juni 1861. gefaßten Beſchluͤſſe ausgefertigten Nachtrag zu dem Sta⸗ 
tute der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft hierdurch beftätigen, indem 
Wir zugleich beſtimmen, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn⸗Unterneh⸗ 
mungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften uͤber die Expropria⸗ 
tion und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder Grundſtuͤcke auf 
das vorgedachte Eiſenbahn⸗Unternehmen Anwendung finden ſollen. 
Die gegenwärtige Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs-Urkunde ift nebſt dem 
Statutnachtrage durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu machen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ | 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 5. Auguſt 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Bernuth. 


Nachtrag 
zu dem 


Statute der Bergiſch⸗Märkiſchen Giſenbahngeſellſchaft. 


H. 1. 


Behufs Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen der Ruhr⸗Sieg⸗ 
bahn und der Stadt Iſerlohn uͤbernimmt die Bergiſch-Maͤrkiſche See 
n geſell⸗ 


Dieſe Zweigbahn wird ein integrirender Theil des Bergiſch⸗Maͤrkiſchen 
Eiſenbahn⸗Unternehmens. 5 | 
F. 2. 

Die Beſchaffung des nach Einzahlung des erwaͤhnten Beitrags fuͤr den 
Bau noch erforderlichen, nach dem Koſtenanſchlage zu 380,000 Thaler ermit⸗ 
telten Kapitals erfolgt durch Ausgabe von Prioritaͤts⸗Obligationen IV. Serie 
auf Grund des im Allerhoͤchſten Privilegium vom 30. Januar 1860. (Geſetz⸗ 
Sammlung fuͤr 1860. S. 66.) der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
vorbehaltenen Rechts. f 


D 


H. 3. 


Mit Ruͤckſicht darauf, daß die erwaͤhnte Zweigbahn unmittelbar an die 
Ruhr⸗Sieg⸗ Abtheilung des Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahnunternehmens an⸗ 
ſchließt und eine vortheilhafte Rückwirkung zunaͤchſt und hauptſaͤchlich auf de⸗ 
ren Betrieb und Rentabilität unzweifelhaft außern wird, wird die Verwaltung, 
der Betrieb und die Unterhaltung der Zweigbahn fuͤr Rechnung der gedachten 
Abtheilung geführt und der Brutto⸗Ertrag der Bahn zwiſchen den Betriebs⸗ 
fonds der Ruhr⸗Siegbahn und der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Bahnſtrecke Duͤſſeldorf⸗ 
Dortmund derart vertheilt, daß dem erſteren 55, dem letzteren 45 Prozent der 
Brutto⸗Einnahme zufallen. 

Aus dieſen Antheilen hat die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft 
(Aktienkapital Litt. A.) die Zinſen des Anlagekapitals zu beſtreiten und noͤthi⸗ 
genfalls Zuſchuͤſſe aus ihren ſonſtigen Betriebseinnahmen zu leiſten. 


$ 4. 


Damit der Antheil der Bergiſch-Maͤrkiſchen Bahn zur Verzinſung des 
Anlagekapitals ausreiche, ſoll auf den Antrag der Geſellſchaft eine anderweite 
Vertheilung der Brutto⸗Einnahme feſtgeſtellt, auch die Erhoͤhung der Fahrpreiſe 
und Frachten fuͤr die Zweigbahn gegen die auf der Ruhr⸗Siegbahn geltenden 
Tarifſaͤtze zugelaſſen werden, dieſe Erhoͤhung aber zwanzig Prozent der Durch⸗ 
ſchnittsſaͤtze von vier Pfennigen für den Zentner Frachtgut und drei und einem 
halben Silbergroſchen Fahrgeld für die Perſon nicht uͤberſteigen. 


$ 5. 


1) Der unter dem 23. Auguſt 1850. abgeſchloſſene, durch Allerhoͤchſten Er⸗ 
laß vom 14. September deſſelben Jahres beſtaͤtigte Betriebsuͤberlaſſungs⸗ 
(Nr. 5430—5431.) Pers 
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Vertrag, nebft feiner Ergänzung im Statutnachtrage vom 6. Juli 1853, 
(Gefeß- Sammlung für 1850. Seite von 408 — 410., für 1853. Seite 
von 485 — 494.) findet auch auf die obenbezeichnete Erweiterung des 
Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahnunternehmens Anwendung. 


2) Die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, die Befoͤrde⸗ 
rung von Militairperſonen und Militaireffekten jeder Art zu ermäßigten 
Preiſen zu übernehmen, und ſoll das über dieſe Transporte auf den 
Staats⸗Eiſenbahnen unterm 31. Dezember 1856. von den Königlichen 
Miniſterien des Handels und des Krieges erlaſſene Reglement auch auf 
der neuen Bahnſtrecke mit der Abaͤnderung maaßgebend ſein, daß bei 
VBerluſten und Beſchaͤdigungen die Entſchaͤdigungsſumme, abgeſehen von 
dem Falle hoͤherer Verſicherung, ein Maximum von zwanzig Thalern 

fuͤr den Zollzentner nicht uͤberſchreitet. 


3) Außer dem unentgeltlichen Transporte derjenigen Poſtwagen, welche noͤ⸗ 
thig find, um die der Poſt uͤbergebenen Güter zu befördern, iſt die Ber⸗ 
giſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet, die begleitenden Poſt⸗ 
Kondukteure und das Expeditionsperſonal in jenem Wagen unentgeltlich 
zu befoͤrdern. i f 


4) Die Geſellſchaft geſtattet unentgeltlich die Anlage eines Staatstelegra⸗ 
phen, laͤngs der nach dieſem Statutnachtrage zu erbauenden Bahnſtrecke, 
bah den von dem Koͤniglichen Handelsminiſterium feſtgeſtellten Be⸗ 
ingungen. 


(Nr. 5431.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklaͤrung vom 7. Auguſt 1861., betreffend 
i die Verhaͤltniſſe der Beamten in den zuſammengelegten oder noch zuſam⸗ 
menzulegenden Zollaͤmtern (Art. 8. des Vertrages vom 19. Februar 1853.). 

Vom 21. Auguſt 1861. 


Juuſchen der Koͤniglich Preußiſchen und der Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Re⸗ 
1 iſt zur Regelung der aus dem Artikel 8. des Vertrages vom 19. Fe⸗ 
ruar 1853. hervorgehenden Verhaͤltniſſe der Beamten und Angeſtellten in den 
bereits zuſammengelegten oder noch zuſammenzulegenden Zollaͤmtern nachſtehende 
Uebereinkunft geſchloſſen worden: 


Artikel J. 


Die Unterthans⸗ und Dienſtverhaͤltniſſe der beiderſeitigen Beamten und 
Angeſtellten erleiden waͤhrend des Aufenthalts und der Dienſtesbeſtimmung in 
dem anderen Gebiete keine Veranderung. Dieſelben verbleiben in Bezug auf 
Disziplin, Dienſtverbrechen und Dienſtvergehen, d. i. ſolchen ſtrafbaren Hand⸗ 

lungen 


ee 


lungen und Unterlaffungen, welche fih auf die Ausuͤbung ihres Amtes oder 
Dienſtes beziehen, lediglich den Behoͤrden und Geſetzen ihres Heimathslandes 
ee und ſind in ſolchen Faͤllen auf Verlangen dieſer Behoͤrden aus⸗ 
zuliefern. 


Artikel II. 


Weder die in Rede ſtehenden Beamten und Angeſtellten ſelbſt, noch ihre 
ebenfalls im heimathlichen Staatsverbande bleibenden Angehörigen duͤrfen in 
dem anderen Gebiete fuͤr Militairdienſte oder zur Theilnahme an irgend einem 
anderen Waffendienſte in Anſpruch genommen werden. \ 


Artikel IM. 


Hinſichtlich der. öffentlichen Laſten find dieſelben allen indirekten Staats» 
und Kommunalabgaben an ihrem Stationsorte unterworfen, dagegen von allen 
direkten Staats- und Kommunalabgaben desjenigen Staates, in welchem fie 
fungiren, frei, es ſei denn, daß ſie dieſen Abgaben auch dann unterliegen wuͤr⸗ 
den, wenn ſie in ihrem Heimathslande oder anderwaͤrts lebten. 


Artikel IV. 


Mit der durch die Beſtimmung des Artikels I. bedingten Maaßgabe, 
wonach die in Rede ſtehenden Beamten und Angeſtellten wegen derjenigen ſtraf⸗ 
baren Handlungen und Unterlaſſungen, die ſie in ihrer amtlichen Eigenſchaft 
begehen, dem Gerichtsſtande ihres Heimathslandes unterworfen bleiben, und mit 
der ferneren Maaßgabe, daß die Behandlung der Verlaſſenſchaft ſolcher Beam⸗ 
ten und Angeſtellten, ſowie deren im Familienbande ſtehender Angehörigen, fer⸗ 
ner die Behandlung der Vormundſchaften uͤber dieſelben und der Kuratelen 
uͤber deren Vermögen den Gerichten des Heimathslandes zuſteht, ſollen im Uebri⸗ 
gen diefe Beamten und Angeſtellten, ſowie ihre im Familienbande ftehenden 

ngehoͤrigen, während der Dauer der Funktion im Gebiete des fremden Staa⸗ 
tes ebenfo wie andere Ausländer der Polizei- und Juſtizgewalt der Behoͤrden 
dieſes Staates unterworfen ſein; jedoch ſoll die gegen die vorgedachten Beam⸗ 
ten oder Angeſtellten von den Territorialbehoͤrden verhängte Straf-Amtshand⸗ 
lung ſowohl bei ihrer erſten Einleitung als nach dem Schlußergebniſſe im geeig⸗ 
neten Wege zur Kenntniß der denſelben vorgeſetzten heimathlichen Dienſtbehoͤrde 
gebracht werden. 


Artikel V. 


5 Den zur Ausruͤſtung des auf fremden Boden verlegten Amtes erforder- 
lichen Geraͤthen und Materialien, ſowie den Effekten der für das Amt be⸗ 


ſtimmten Beamten und Angeſtellten wird die Zollfreiheit bei der Ein⸗ und Wie⸗ 


derausfuhr gegen Beibringung von Spezifikationen und Certifikaten der vorge⸗ 
ſetzten Behoͤrde zugeſichert. 5 
(Nr. 5431.) Auch 


So CE rs 
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Auch ſind dieſe Beamten und Angeſtellten und nicht minder 10 85 welche 
in Vollziehung der Beſtimmungen der FF. A, 5. und 6. des Zollkartels vom 
19. Februar 1853. in den Fall kommen, die Landesgrenze zu uͤberſchreiten, 
dem ſpeziellen paßpolizeilichen Verfahren nicht unterworfen, ſondern es ſoll 
ihnen zu jeder Zeit der freie Ein⸗ und Austritt uͤber die Grenze, ohne Forde⸗ 
rung einer Legitimation durch geſandtſchaftlich viſirte Paͤſſe, ſchon auf Grund 
einer amtlichen Beſcheinigung ihrer Dienſteseigenſchaft geſtattet ſein. 


Deß zu Urkund iſt gegenwärtige Minifterial-Erklärung ausgefertigt wor⸗ 
den, und ſoll dieſelbe, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtimmende Erklaͤrung des 
Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Miniſteriums ausgetauſcht worden, öffentlich bekannt 
gemacht werden. 


Berlin, den 7. Auguſt 1861. 


Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten. 


Im Auftrage: 
(L. S.) v. Gruner. 


WVirehende Miniſterial⸗Erklaͤrung wird, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtim⸗ 
mende Erklaͤrung des Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Miniſteriums des Kaiſerlichen 
Hauſes und des Aeußern vom 13. Auguſt d. J. ausgewechſelt worden iſt, hier⸗ 
durch zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. a 


Berlin, den 21. Auguſt 1861. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
v. Gruner. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


